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1 Ausgangslage 

Anlässlich der Sitzung der WAK-S vom 27. August 2024 wurde das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG) beauftragt, eine Gegenüberstellung zwischen dem geltenden Recht 

und dem Entwurf des Bundesrates für das BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) hin-

sichtlich der geänderten Strafbestimmungen im Mehrwertsteuergesetz (MWSTG) auszuar-

beiten und die Auswirkungen der Änderungen aufzuzeigen. 

In der Folge fanden verschiedene Abklärungen mit der Eidgenössischen Steuerverwaltung 

(ESTV) und Diego Clavadetscher, Rechtsanwalt, Notar, dipl. Steuerexperte sowie Lehrbe-

auftragter für Mehrwertsteuerrecht an der Universität Bern, statt. Im Rahmen dieser Bespre-

chungen erstellte Hr. Clavadetscher eine Empfehlung zur Optimierung der gesetzlichen Best-

immungen. 

2 Inhalt des Dokuments 

Das vorliegende Papier zeigt die mit dem Entwurf des Bundesrates beantragten Änderungen 

des Mehrwertsteuergesetzes (MWSTG) und deren Auswirkungen. Zudem werden die von 

Hr. Clavadetscher gemachten Empfehlungen aufgeführt und hinsichtlich ihrer Auswirkungen 

verglichen. 

3 Gegenüberstellung geltendes Recht / Änderungen gemäss Entwurf Bundesrat 

Nachstehend werden das geltende Recht den Änderungen gemäss Entwurf des Bundesrates 

gegenübergestellt und die Auswirkungen dieser Änderungen aufgezeigt. 

– Artikel 103 Absatz 4 E-BAZG-VG / Strafverfolgung 

Geltendes Recht Entwurf Bundesrat 

Art. 103 Abs. 4 

Die Strafverfolgung kann unterbleiben, wenn 

Schuld und Tatfolgen gering sind (Art. 52 

StGB). In diesen Fällen wird eine Nichtan-

handnahme- oder Einstellungsverfügung er-

lassen. 

Art. 103 Abs. 4 

In besonders leichten Fällen kann von ei-

ner Strafverfolgung abgesehen werden. In 

diesen Fällen wird eine Nichtanhand-

nahme- oder Einstellungsverfügung erlas-

sen. Für die Einfuhrsteuer gilt das BAZG-

VG. 

Auswirkungen auf das Strafverfahren 

Der Verweis auf das E-BAZG-VG führt zur Anwendung von Artikel 196 E-BAZG-VG für die 

Einfuhrsteuer. Dieser unterteilt sich in zwei Teile: 

Artikel 196 Buchstabe a E-BAZG-VG regelt das Opportunitätsprinzip in allen Fällen, also die 

juristische Handlungsfreiheit innerhalb eines gesteckten rechtlichen Rahmens. Die Formulie-

rung in Buchstabe a «in besonders leichten Fällen» sorgt für eine erweiterte Anwendung des 

Opportunitätsprinzips. Ohne diese Erweiterung richtet sich das Opportunitätsprinzip nach Ar-

tikel 52 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB), weshalb für den Verzicht auf Straf-

verfolgung sowohl die objektive als auch die subjektive Schwere leicht sein muss. Da dies 

selten der Fall ist, müssten sehr viele Strafverfahren in Bagatellfällen durchgeführt werden, 

wodurch Ressourcen gebunden werden, die dann nicht für die Bekämpfung der schweren 

Kriminalität zur Verfügung stehen. 

Die Formulierung in Buchstabe b «bei Vorliegen besonderer Umstände, wenn entweder die 

Schuld oder bei Fahrlässigkeit die Tatfolgen besonders geringfügig sind» ist die Umsetzung 
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eines Auftrags des Parlaments im Rahmen der Motion de Courten 17.3376 «Die Wirtschafts-

feindliche Strafpraxis der Zollverwaltung umgehend korrigieren». Ohne diese Änderung kann 

die Deklarantenstrafpraxis nicht wieder eingeführt werden. 

– Artikel 105 Absatz 2 E-BAZG-VG / Verfolgungsverjährung 

Geltendes Recht Entwurf Bundesrat 

Art. 105 Abs. 2 

Die Verfolgungsverjährung tritt nicht mehr ein, 

wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist eine 

Strafverfügung oder ein erstinstanzliches Ur-

teil ergangen ist. 

Art. 105 Abs. 2 

Die Verfolgungsverjährung tritt nicht mehr 

ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist 

eine Strafverfügung oder ein erstinstanzli-

ches Urteil, denen rechtskräftige Strafbe-

scheide gleichgestellt werden, ergangen 

ist. 

Auswirkungen auf das Verwaltungsverfahren 

Der Grund für die vorgeschlagene Änderung ist nicht das Strafverfahren. Dieses wird nicht 

verändert bzw. verlängert, da sich die Bestimmung auf rechtskräftige Strafbescheide bezieht. 

Ein angefochtener Strafbescheid unterbricht die Verjährung somit nicht. 

Grund für die Änderung ist folgende Problematik: 

In Anwendung von Artikel 105 Absatz 3 Buchstabe b MWSTG in Verbindung mit Absatz 2 

dieser Bestimmung tritt die Verjährung der Leistungs- und Rückleistungspflicht nicht mehr 

ein, wenn eine Strafverfügung oder ein erstinstanzliches Urteil vor Ablauf der Verfolgungs-

verjährung ergangen ist. Im geltenden Recht nicht erwähnt ist aber der rechtskräftige Straf-

bescheid. 

Dies könnte in Anwendung von Artikel 12 Absatz 3 des Bundesgesetzes über das Verwal-

tungsstrafrecht (VStrR)1 dazu führen, dass die Abgaben verjähren, wenn ein Strafbescheid 

vom vorsätzlich handelnden Täter nicht angefochten und damit akzeptiert worden ist. Damit 

würde der mit Strafbescheid rechtskräftig verurteilte Täter gegenüber einem Täter, der ein 

Rechtsmittel ergriffen hat, bessergestellt. Der Gesetzestext führt somit zu Unklarheiten. Da 

die Rechtslage unklar ist, kann nicht mit Sicherheit gesagt werden, ob dieses Risiko eintritt 

oder nicht. Um jeden Zweifel über die Folgen eines nicht angefochtenen – und damit rechts-

kräftigen – Strafbescheids auszuschliessen, ist es daher sinnvoll, die Bestimmung wie vom 

Bundesrat vorgeschlagen zu ergänzen. Ansonsten besteht das Risiko, dass zwar eine Strafe 

ausgesprochen werden kann, die Abgaben aber aufgrund der eingetretenen Verjährung nicht 

mehr nachbezogen werden können. 

  

                                                
1 Wer vorsätzlich die Widerhandlung begangen oder an ihr teilgenommen hat, haftet für den nachzuentrichten-

den oder zurückzuerstattenden Betrag solidarisch mit den nach Absatz 2 Zahlungspflichtigen. 
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– Artikel 105 Absatz 3 E-BAZG-VG / Verfolgungsverjährung 

Geltendes Recht Entwurf Bundesrat 

Art. 105 Abs. 3 

Die Verjährung für die Leistungs- und Rück-

leistungspflicht gemäss Artikel 12 VStrR rich-

tet sich:  

a. grundsätzlich nach Artikel 42;  

b. falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 4, 

97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Artikeln 

14–17 VStrR erfüllt ist, nach den Absätzen 1 

und 2. 

Art. 105 Abs. 3 

Die Verjährung für die Leistungs- und Rück-

leistungspflicht gemäss Artikel 12 VStrR rich-

tet sich: 

a. grundsätzlich nach Artikel 42; 

b. falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 

4, 97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Arti-

keln 14–17 VStrR erfüllt ist, nach den Absät-

zen 1, 2 und 4; dies gilt gegenüber allen 

zahlungspflichtigen Personen. 

Auswirkungen auf das Verwaltungsverfahren 

Die vorgeschlagene Änderung bewirkt, dass die Verfügung über die Leistungspflicht (Art. 12 

VStrR) nicht vor Abschluss der Untersuchung erlassen werden muss. Damit soll klargestellt 

werden, dass die Verjährung der Verfügung über die Leistungspflicht nach Artikel 12 VStrR 

der Verjährung der Strafverfolgung entspricht. 

Dieser Grundsatz wurde kürzlich durch das Bundesverwaltungsgericht entschieden (Urteil A-

610/2023 vom 19. April 2024). Da das Bundesgericht diesbezüglich eine andere Auffassung 

vertreten könnte und um für die Rechtsunterworfenen Klarheit zu schaffen, soll der Wortlaut 

in Artikel 105 Absatz 3 E-BAZG-VG angepasst werden. 

4 Änderungen und Auswirkungen Empfehlung Diego Clavadetscher 

4.1 Allgemeine Bemerkungen 

Anlässlich verschiedener Besprechungen wurden die möglichen Änderungen bzw. Verbes-

serungsmöglichkeiten zwischen dem BAZG, der ESTV und Hr. Clavadetscher diskutiert. Im 

Anschluss daran hat Hr. Clavadetscher Empfehlungen zur Optimierung der gesetzlichen 

Bestimmungen ausgearbeitet. Sein Vorschlag wird nachfolgend dargelegt und aus Sicht der 

Verwaltung bewertet. 

4.2 Vorschlag D. Clavadetscher 

Änderung von Art. 103 Abs. 4 MWSTG und Art. 196 E-BAZG-VG 

Von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an ein Gericht oder einer Bestrafung kann 
abgesehen werden 

a. in leichten Fällen; 

b. bei Vorliegen besonderer Umstände, namentlich bei beruflichem Handeln ohne Eigen-
interesse; oder 

c. sofern Schuld oder Tatfolgen geringfügig sind.  

In Fällen, in denen eine Meldung oder eine Anzeige gemacht wurde, wird eine Nichtan-
handnahme- oder Einstellungsverfügung erlassen. 
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Auswirkung auf das Strafverfahren 

Die Verwaltung ist mit den Änderungen einverstanden. 

 Abgeändert werden sowohl das MWSTG als auch das E-BAZG-VG, damit eine rechts-

gleiche Anwendung des Opportunitätsprinzips gewährleistet ist. 

 Die neue Version berücksichtigt sowohl das Anliegen, im Bagatellbereich auf Strafver-

fahren verzichten zu können (Art. 103 Abs. 4 Bst. a und c MWSTG; Art. 196 Bst. a und 

c E-BAZG-VG), als auch den Auftrag des Parlamentes, die Deklarantenstrafpraxis im 

Bereich der Einfuhrdeklarationen wieder einzuführen (Art. 103 Abs. 4 Bst. b MWSTG; 

Art. 196 Bst. b E-BAZG-VG). 

 Bezüglich der Nichtanhandnahme- und Einstellungsverfügung lehnt sich die Bestim-

mung an Artikel 310 Absatz 1 StPO an und bestimmt, dass eine solche lediglich in Fällen 

einer Anzeige oder einer Meldung – also eines internen Rapports – gemacht werden 

muss. 

Diese Anlehnung an Artikel 310 Absatz 1 StPO ist sinnvoll, da ansonsten ein signifikanter 

Mehraufwand entsteht, da Beschuldigte im Strafsystem erfasst werden müssten, nur um 

dann eine Nichtanhandnahmeverfügung zu erlassen. Dies ist überaus bedenklich auch im 

Blick auf den Datenschutz, da eine solche Erfassung nicht verhältnismässig ist. 

Streichung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG, Schaffung eines neuen Art. 106a MWSTG 

und Umformulierung von Art. 41 E-BAZG-VG 

Art. 106a  Verjährung der Forderung nach Artikel 12 VStrR 

1 Unter Vorbehalt der Absätze 2 und 3 verjährt die Leistungs- und Rückleistungspflicht ge-
mäss Artikel 12 VStrR grundsätzlich nach Artikel 42 dieses Gesetzes. 

2 Falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 4, 97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Artikeln 
14-17 VStrR erfüllt ist, gilt hinsichtlich der Verjährung der Leistungs- und Rückleistungs-
pflicht gegenüber den in Artikel 12 Abs. 2 VStrR bezeichneten Personen Folgendes: 

a. Das Recht, eine Verfügung über die Leistungs- und Rückleistungspflicht zu eröffnen, 
verjährt wenn die Fristen von Artikel 105 Absatz 1 und 4 abgelaufen sind; Artikel 105 Ab-
satz 2 ist nicht anwendbar.  

b. Das Recht eine Leistungs- und Rückleistungspflicht festzusetzen, verjährt in jedem Fall 
sieben Jahre nach der Eröffnung der Verfügung gemäss Buchstabe a. 

3 Die Leistungs- oder Rückleistungspflicht gemäss Artikel 12 Absatz 3 VStrR verjährt nach 
Artikel 105. 

4 Das Recht, eine rechtskräftig festgesetzte Leistungs- und Rückleistungspflicht zu bezie-
hen, verjährt gemäss Artikel 91 dieses Gesetzes. 

Art. 41 E-BAZG-VG: 

1 Im Falle eines Nachforderungsverfahrens nach Artikel 60 des vorliegenden Gesetzes 
oder nach Artikel 12 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwal-
tungsstrafrecht (VStrR) verfügt das BAZG die Abgabeschuld innerhalb der gesetzlichen 
Frist gegenüber allen Abgabenschuldnerinnen und -schuldnern beziehungsweise gegen-
über allen leistungs- und rückleistungspflichtigen Personen (Nachforderungsschuldner 
und -schuldnerinnen).  

2 Das Recht, gestützt auf Artikel 12 Absatz 2 VStrR eine Nachforderungsverfügung zu er-
lassen, verjährt, falls die nachzufordernde Abgabenschuld auch die Mehrwertsteuer um-
fasst, gemäss Artikel 106a des Bundesgesetzes vom 12. Juni 2009 über die Mehrwert-
steuer (MWSTG), anderenfalls gemäss Artikel 12 Absatz 4 VStrR. 
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3 Das Recht die Nachforderung festzusetzen, verjährt in jedem Fall sieben Jahre nach 
Eröffnung der Nachforderungsverfügung.  

4 Die verschiedenen Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen haften untereinander 
solidarisch. Der Rückgriff unter ihnen richtet sich nach dem Obligationenrecht. Der Bezug 
der Nachforderung richtet sich nach Absatz 5. 

5 Das BAZG macht sowohl eine allfällige Sicherstellung der Nachforderungsschuld als 
auch den Bezug der rechtskräftig festgesetzten Nachforderungsschuld vorerst bei den Wa-
renverantwortlichen geltend. Erst wenn die Nachforderungsschuld nicht genügend sicher-
gestellt wird oder die festgesetzte Nachforderungsschuld durch die Warenverantwortlichen 
nicht getilgt werden kann, darf es die Sicherstellung oder die Entrichtung der Nachforde-
rungsschuld von den übrigen Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen einfordern.  

6 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den Waren-
verantwortlichen geltend zu machen, verjährt in jedem Fall innert fünf Jahren nachdem die 
entsprechende Nachforderungsschuld rechtskräftig geworden ist.  

7 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den übrigen 
Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen geltend zu machen, verjährt in jedem Fall 
fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem die Uneinbringlichkeit bei den Warenver-
antwortlichen feststeht. 

Auswirkung auf das Verwaltungsverfahren 

 Mit diesen Änderungen wird für die Einfuhrsteuer und sämtliche Abgaben, die gleichzei-

tig betroffen sind, ein dreistufiges Verjährungssystem der Leistungspflicht nach Artikel 

12 Absatz 2 VStrR eingeführt: 

 Die Verfügung über die Leistungspflicht kann während des Strafverfahrens erlassen wer-

den. Damit kann die Strafuntersuchung abgeschlossen werden, bevor eine Verfügung 

über die Leistungspflicht erlassen wird. 

 Nach Erlass der Verfügung über die Leistungspflicht muss diese innert der Frist von sie-

ben Jahren in Rechtskraft erwachsen. 

 Sobald die Verfügung über die Leistungspflicht in Rechtskraft erwachsen ist, muss der 

Betrag innert fünf bzw. bei Unterbrechung innert zehn Jahren eingefordert werden. 

Die Verwaltung ist mit der Einführung dieser Verjährungsfristen einverstanden, weist aber 

auf Folgendes hin: 

 Die Einführung einer Verjährungsfrist nach Erlass der Verfügung über die Leistungs-

pflicht kann dazu führen, dass Leistungsverfahren verjähren und dem Bund damit ge-

schuldete Abgaben entgegen.  

 Auf diese Verjährung hat die Verwaltung keinen Einfluss, da es sich um eine Verjährung 

in Rechtsmittelverfahren handelt. Werden diese von den Gerichten nicht genügend 

schnell entschieden, verjährt der Anspruch des Bundes. 

Dies sollte im Normalfall nicht passieren, ist aber in Einzelfällen (z. B. bei Rückweisungen) 

möglich. 
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Anpassung von Art. 60 E-BAZG-VG 

Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig oder 
einen zurückerstatteten Abgabebetrag zu hoch festgesetzt, so kann es den geschuldeten 
Betrag nachfordern, wenn es innerhalb eines Jahres nach der Eröffnung der ursprüngli-
chen Veranlagungsverfügung eine entsprechende Nachforderungsverfügung eröffnet. 

Auswirkung auf das Verwaltungsverfahren 

Die Verwaltung ist mit der Änderung nicht einverstanden. Die Gründe dafür sind: 

 Möglicherweise wird der Anwendungsbereich der Nachforderung von Artikel 60 E-

BAZG-VG ohne Not ausgehöhlt; 

 Möglicherweise gibt es eine Verschiebung von der Nachforderung zum Rückkommen 

auf eine Verfügung, die das Publikum nicht erwartet; 

 Sicher aber muss die Nachforderung intern schneller behandelt und erledigt werden (in-

nert Jahresfrist verfügen, nicht nur Absicht mitteilen). 

Im Einzelnen: Die Frist für das Verfügen der Nachforderung nach Artikel 60 E-BAZG-VG läuft 

nach dem neu vorgeschlagenen Wortlaut ein Jahr ab Eröffnung der Veranlagung, ist also 

gleich lang wie die Einsprachefrist. Wird innert Jahresfrist keine Einsprache erhoben, dann 

erwächst die Veranlagung in Rechtskraft und das BAZG kann keine solche Nachforderung 

mehr erheben, nur noch eine Nachforderung nach Artikel 12 VStrR. Während der einjährigen 

Rechtsmittelfrist ist ebenfalls nicht klar, ob das BAZG die Nachforderung nach Artikel 60 E-

BAZG-VG anwenden kann, da die Veranlagungsverfügung noch nicht rechtskräftig ist. Ist 

dies tatsächlich ausgeschlossen, dann müsste das BAZG prüfen, ob anstelle dieser Nach-

forderung ein Rückkommen auf die nicht rechtskräftige Verfügung möglich ist (Behelf aus der 

Rechtsprechung). 

Diese Unklarheiten müssten durch die Rechtsprechung geklärt werden und können daher 

nicht mit Sicherheit beantwortet werden. Die historische und systematische Auslegung (Ver-

längerung der Einsprachefrist und Schaffung gleich langer Spiesse für Einsprache und Nach-

forderung) könnte dafür sprechen, dass das BAZG Artikel 60 E-BAZG-VG auch während der 

einjährigen Einsprachefrist anwenden könnte. Würden die Gerichte dieser Auffassung fol-

gen, wäre unklar, wann das BAZG Artikel 60 E-BAZG-VG anwenden müsste und wann le-

diglich ein Rückkommen auf die noch nicht rechtskräftige Verfügung angezeigt wäre. Für die 

Betroffenen hätte dies eine starke Rechtsunsicherheit zur Folge.  

Die Verwaltung kann nicht erkennen, dass der Wechsel in Artikel 60 E-BAZG-VG auf «innert 

Jahresfrist die Nachforderung verfügen» aufgrund der Änderungen in Artikel 41 E-BAZG-VG 

oder aufgrund eines Interessens der Wirtschaft zwingend nötig wäre. Die absolute Verjäh-

rung von sieben Jahren gemäss Artikel 41 Absatz 3 E-BAZG-VG könnte auch zur Anwen-

dung kommen, wenn vorher nach Artikel 60 E-BAZG-VG nur innert eines Jahres die Absicht, 

eine Nachforderung zu erheben, mitgeteilt würde. Eine blosse Absichtserklärung innert eines 

Jahres würde möglicherweise auch noch Raum lassen, nach Ablauf der Einsprachefrist, die 

zum Eintritt der Rechtskraft der Veranlagung führt, eine Nachforderung zu verfügen. 

Ob eine Nachforderung nach Artikel 60 E-BAZG-VG dann, wenn die Einsprache schon nach 

kurzer Zeit erhoben und darüber rasch entschieden wird, während des verbleibenden Restes 

der Jahresfrist im Verhältnis zum Einspracheentscheid (statt zur Veranlagungsverfügung) 

erhoben werden kann, möchte die Verwaltung offenlassen. Jedenfalls nach Artikel 5 Absatz 

2 VwVG gelten Einspracheentscheide ebenfalls als Verfügungen, weshalb dieser Weg als 

plausibel erscheint. 
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Anpassung von Art. 103 Abs. 1 MWSTG 

Auf die Strafverfolgung ist mit Ausnahme der Artikel 63 Absätze 1 und 2, 69 Absatz 2, 73 
Absatz 1 letzter Satz sowie 77 Absatz 4 das VStrR anwendbar. Bei der Einfuhrsteuer rich-
tet sich das Verfahren zudem nach dem E-BAZG-VG, sofern dieses nicht von den Bestim-
mungen dieses Gesetzes abweicht. 

Auswirkung auf das Strafverfahren 

Die Verwaltung ist mit den Änderungen einverstanden. 

Die Änderungen ermöglichen die Anwendung der Spezialregeln des E-BAZG-VG und stellen 

klar, dass neben dem E-BAZG-VG das MWSTG Sonderregeln enthält, welche durch das E-

BAZG-VG nicht übersteuert werden sollen. 

5 Schlussfolgerungen 

Die Verwaltung begrüsst, dass nach den Empfehlungen von Hr. Cladetscher das Opportuni-

tätsprinzip einfacher angewendet werden kann und die Einführung der Deklarantenstrafpra-

xis ermöglicht wird. Erfreulich ist auch die Angleichung der Regelung über die Nichtanhand-

nahme- und Einstellungsverfügung an Artikel 310 Absatz 1 der Schweizerischen Strafpro-

zessordnung (StPO). Dies verhindert, dass Personen nur deshalb im Strafsystem des BAZG 

erfasst werden müssen, damit eine Nichtanhandnahmeverfügung erlassen werden kann. Da-

mit wird der administrative Aufwand des BAZG in einem vertretbaren Rahmen gehalten und 

die Rechte der Betroffenen werden geschützt, da diese nicht ohne Not im Strafsystem des 

BAZG erfasst werden. 

In Bezug auf die Verjährung anerkennt die Verwaltung das Bedürfnis, dass für die Verfügung 

über die Leistungspflicht eine Verjährung von sieben Jahren nach deren Erlass eingeführt 

werden soll und ist mit dieser Regelung einverstanden. In den meisten Fällen sollte diese 

Frist ausreichen, um ein allfälliges Rechtsmittelverfahren abzuschliessen. Es wird allerdings 

Fälle geben, in welchen aufgrund dieser Frist eine Leistungspflicht verjährt. Dies kann bei-

spielsweise bei einer Überlastung der Gerichte oder dann der Fall sein, wenn ein Gericht 

einen Fall an eine Vorinstanz zurückweist. Heute besteht ein solches Verjährungsrisiko nicht. 

Mit der von Hr. Clavadetscher vorgeschlagenen Änderung von Artikel 60 E-BAZG-VG ist die 

Verwaltung nicht einverstanden. Dies, weil für die Nachforderung bisher eine rechtskräftige 

Verfügung vorausgesetzt war und damit bei gleich langen Fristen das BAZG den Artikel 60 

E-BAZG-VG nicht mehr anwenden könnte. Ob die Rechtsprechung dieses Prinzip auch auf 

Artikel 60 E-BAZG-VG anwenden wird ist zwar unklar. Sollte diese Voraussetzung aber wei-

terhin gelten, würde dies für die Version Diego Clavadetscher im Gegensatz zur Version 

Bundesrat bedeuten, dass Artikel 60 E-BAZG-VG in der Version Diego Clavadetscher für das 

BAZG zum toten Buchstaben werden würde. Insgesamt ist in diesem Bereich mit einer gros-

sen Rechtsunsicherheit zu rechnen. 

Nach Würdigung der vorstehenden Auswirkungen schlägt die Verwaltung nachfolgend auf-

geführte Anpassungen vor. Die Anpassungen gemäss Entwurf des Bundesrates zu den Ar-

tikeln 103 Absatz 4, 105 Absätze 2 und 3 E-BAZG-VG würden in der Folge hinfällig. 
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Änderung von Art. 41 E-BAZG-VG (Version Clavadetscher) 

1 Im Falle eines Nachforderungsverfahrens nach Artikel 60 des vorliegenden Gesetzes oder nach Ar-

tikel 12 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) 

verfügt das BAZG die Abgabeschuld innerhalb der gesetzlichen Frist gegenüber allen Abgabenschuld-

nerinnen und -schuldnern beziehungsweise gegenüber allen leistungs- und rückleistungspflichtigen 

Personen (Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen).  

2 Das Recht, gestützt auf Artikel 12 Absatz 2 VStrR eine Nachforderungsverfügung zu erlassen, ver-

jährt, falls die nachzufordernde Abgabenschuld auch die Mehrwertsteuer umfasst, gemäss Artikel 106a 

des Bundesgesetzes vom 12. Juni 2009 über die Mehrwertsteuer (MWSTG), anderenfalls gemäss Ar-

tikel 12 Absatz 4 VStrR. 

3 Das Recht die Nachforderung festzusetzen, verjährt in jedem Fall sieben Jahre nach Eröffnung der 

Nachforderungsverfügung.  

4 Die verschiedenen Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen haften untereinander solidarisch. 

Der Rückgriff unter ihnen richtet sich nach dem Obligationenrecht. Der Bezug der Nachforderung 

richtet sich nach Absatz 5. 

5 Das BAZG macht sowohl eine allfällige Sicherstellung der Nachforderungsschuld als auch den Be-

zug der rechtskräftig festgesetzten Nachforderungsschuld vorerst bei den Warenverantwortlichen gel-

tend. Erst wenn die Nachforderungsschuld nicht genügend sichergestellt wird oder die festgesetzte 

Nachforderungsschuld durch die Warenverantwortlichen nicht getilgt werden kann, darf es die Sicher-

stellung oder die Entrichtung der Nachforderungsschuld von den übrigen Nachforderungsschuldner 

und -schuldnerinnen einfordern.  

6 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den Warenverantwortli-

chen geltend zu machen, verjährt in jedem Fall innert fünf Jahren nachdem die entsprechende Nach-

forderungsschuld rechtskräftig geworden ist.  

7 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den übrigen Nachforde-

rungsschuldner und -schuldnerinnen geltend zu machen, verjährt in jedem Fall fünf Jahr nach Ablauf 

des Jahres, in welchem die Uneinbringlichkeit bei den Warenverantwortlichen feststeht. 

Art. 60 E-BAZG-VG (Version Bundesrat) 

Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen zurück-

erstatteten Abgabebetrag zu hoch festgesetzt, so kann es den geschuldeten Betrag nachfordern, wenn 

es die entsprechende Absicht innerhalb eines Jahres nach dem Ausstellen der Veranlagungsverfügung 

mitteilt. 

Änderung von Art. 196 E-BAZG-VG (Version Clavadetscher) 

Von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an ein Gericht oder einer Bestrafung kann abgesehen 

werden 

a. in leichten Fällen; 

b. bei Vorliegen besonderer Umstände, namentlich bei beruflichem Handeln ohne Eigeninteresse; 

oder 

c. sofern Schuld oder Tatfolgen geringfügig sind.  

In Fällen, in denen eine Meldung oder eine Anzeige gemacht wurde, wird eine Nichtanhandnahme- 

oder Einstellungsverfügung erlassen. 

Änderung von Art. 103 Abs. 1 MWSTG (Version Clavadetscher) 

1 Auf die Strafverfolgung ist mit Ausnahme der Artikel 63 Absätze 1 und 2, 69 Absatz 2, 73 Absatz 1 

letzter Satz sowie 77 Absatz 4 das VStrR anwendbar. Bei der Einfuhrsteuer richtet sich das Verfahren 

zudem nach dem E-BAZG-VG, sofern dieses nicht von den Bestimmungen dieses Gesetzes abweicht. 
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Änderung von Art. 103 Abs. 4 MWSTG (Version Clavadetscher) 

4 Von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an ein Gericht oder einer Bestrafung kann abgesehen 

werden 

a. in leichten Fällen; 

b. bei Vorliegen besonderer Umstände, namentlich bei beruflichem Handeln ohne Eigeninteresse; 

oder 

c. sofern Schuld oder Tatfolgen geringfügig sind.  

In Fällen, in denen eine Meldung oder eine Anzeige gemacht wurde, wird eine Nichtanhandnahme- 

oder Einstellungsverfügung erlassen. 

Streichung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG (Version Clavadetscher) 

3 Die Verjährung für die Leistungs- und Rückleistungspflicht gemäss Artikel 12 VStrR234 richtet sich: 

a. grundsätzlich nach Artikel 42; 

b. falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 4, 97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Artikeln 14–17 

VStrR erfüllt ist, nach den Absätzen 1, 2 und 4; dies gilt gegenüber allen zahlungspflichtigen Per-

sonen. 

Neuer Art. 106a MWSTG (Version Clavadetscher) 

Art. 106a Verjährung der Forderung nach Artikel 12 VStrR 

1 Unter Vorbehalt der Absätze 2 und 3 verjährt die Leistungs- und Rückleistungspflicht gemäss Artikel 

12 VStrR grundsätzlich nach Artikel 42 dieses Gesetzes. 

2 Falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 4, 97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Artikeln 14-17 

VStrR erfüllt ist, gilt hinsichtlich der Verjährung der Leistungs- und Rückleistungspflicht gegenüber 

den in Artikel 12 Abs. 2 VStrR bezeichneten Personen folgendes: 

a. Das Recht, eine Verfügung über die Leistungs- und Rückleistungspflicht zu eröffnen, verjährt wenn 

die Fristen von Artikel 105 Absatz 1 und 4 abgelaufen sind; Artikel 105 Absatz 2 ist nicht anwendbar.  

b. Das Recht eine Leistungs- und Rückleistungspflicht festzusetzen, verjährt in jedem Fall sieben Jahre 

nach der Eröffnung der Verfügung gemäss Buchstaben a. 

3 Die Leistungs- oder Rückleistungspflicht gemäss Artikel 12 Absatz 3 VStrR verjährt nach Artikel 

105. 

4 Das Recht, eine rechtskräftig festgesetzte Leistungs- und Rückleistungspflicht zu beziehen, verjährt 

gemäss Artikel 91 dieses Gesetzes. 

 

 

Beilage: Bericht D. Clavadetscher vom 25. September 2024 

 



  
 
 
 
 
 
 
Per Mail 
Madame Valérie Paris,  
Co-dirigeante division droit TVA, AFC 

Herr Martin Stählin,  
Chef Rechtsmittel und Anklagen, BAZG 

Monsieur Christophe Klein,  
Chef Poursuites pénales et Lutte contre les infractions TVA, AFC  

 
 
 
Langenthal, 25. September 2024 
dc@clavatax.ch 
 

 
 
 
Parlamentsgeschäft 22.058 – Zollgesetz / Totalrevision 
Anpassung der Artikel 103 Abs. 4 und 105 Abs. 3 Mehrwertsteuergesetz 
 

Sehr geehrte Frau Paris, sehr geehrte Herren 

Gestützt auf den in der WAK-SR geäusserten Wunsch haben wir uns in den vergangenen 
Wochen ausgetauscht. Ich danke Ihnen für die intensiven, zielgerichteten und vertrauensvol-
len Diskussionen in dieser komplexen Materie. 

Wie mit Ihnen abgesprochen, halte ich in diesem Schreiben meine Erkenntnisse, die ich aus 
diesen wertvollen Diskussionen gewonnen habe, fest. Der Inhalt des Schreibens enthält somit 
mein Verständnis der Rechtslage und bindet somit nur mich persönlich (siehe aber meine Vor-
behalte, unten Ziff. 2).  
Sie werden die Ausführungen in diesem Dokument prüfen und Ihre Kommentare dazu zusam-
men mit diesem Dokument an Ihre Ämter weiterleiten.  
 
Dieses Dokument enthält vorab eine kurze Darstellung der rechtlichen Ausgangslage und eine 
persönliche Stellungnahme. Es folgen dann sechs Empfehlungen zur Anpassung von Bestim-
mungen des MWSTG1, resp. des BAZG-VG; diese beinhalten jeweils vorab eine Problembe-
schreibung, dann die eigentliche Empfehlung und schliesslich eine Erläuterung dieser Emp-
fehlung. Die geführten Diskussionen haben gezeigt, dass mehr als nur die beiden im Titel 
erwähnten Rechtsnormen angepasst werden müssen, damit eine in sich kohärente Lösung 
geschaffen werden kann.  

1. Ausgangslage 

1 Die gesetzlichen Bestimmungen, welche unserer Gruppe zur Analyse übertragen wur-
den, befinden sich im Herzen eines sehr komplexen Regelungsbereich der schwei-
zerischen Rechtsordnung.  

                                                
1  SR 641.20. 
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2 Die Komplexität rührt zum einen daher, dass verschiedene Rechtsgebiete betroffen 
sind und zum andern daher, dass die sich stellenden Rechtsfragen in ganz verschie-
denen Erlassen, aber auch über eine sich ständig weiterentwickelnde Gerichts-
praxis – teilweise überlagernd – geregelt sind.  

3 Ich erlaube mir, einleitend   die vorstehende Aussage kurz zu erläutern, weil dies aus 
meiner Sicht helfen kann, die von uns geführten Diskussionen in einen grösseren Rah-
men einzuordnen und nachzuvollziehen, weshalb die Lösungsfindung nicht einfach ist. 

1.a. Betroffene Rechtsgebiete im stichwortartigen Kurzabriss 

4 Strafrecht: Intensiver staatlicher Eingriff in die Grundrechte einer Person, hoher An-
spruch an die Rechtsstaatlichkeit, dementsprechend hohe Belastung für die staatlichen 
Organe, welche mit der Umsetzung betraut sind und gleichzeitiger hoher Anspruch an 
eine rechtsgleiche und faire Behandlung der Rechtsunterworfenen.  

5 Abgabenrecht: Staatlicher Eingriff in die Eigentumsrechte einer Person, mehrere in-
volvierte Behörden (BAZG und ESTV), unterschiedliche Abgabenerhebungssysteme 
(BAZG: Veranlagungsverfahren basierend auf Selbstdeklaration der abgabepflichtigen 
Personen; dabei ist zu beachten, dass das BAZG neben der Abgabenerhebung auch 
noch die Einhaltung von anderen Bundesgesetzen sicherstellt. ESTV: reine Selbstde-
klaration der steuerpflichtigen Personen, d.h. Veranlagung nur in Ausnahmefällen); un-
terschiedliche Abgabenbelastungskonzeptionen (BAZG: direkt erhobene Abgaben; 
ESTV: indirekt erhobene Abgaben). 

6 Privatrecht: Regressrecht bei mehreren abgabepflichtigen Personen; Überwälzung 
der Steuer auf die Leistungsempfängerin (spielt vor allem bei der Inlandsteuer eine ent-
scheidende Rolle für das Funktionieren der Belastungskonzeption der Mehrwertsteuer).  

1.b. Überlagernde Erlasse 

7 Strafrecht: EMRK2, BV3, StGB4, VStrR5, StPO6, strafrechtliche Bestimmungen des 
MWSTG und neu des BAZG-VG. 

8 Abgaberecht: Einerseits abgabenrechtlichen Ansprüche gestützt auf die verschiede-
nen Abgabenerlasse7, andererseits der davon unabhängige (selbständige) Anspruch 
der Behörden gestützt auf Art. 12 VStrR (näheres dazu unten, Rz. 48.1). 

9 Privatrecht: Vor allem OR (spielt in der hier zu beurteilenden Materie vor allem für das 
Regressrecht unter den solidarisch mithaftenden Personen, aber auch – im Rahmen 
einer Lückenfüllung – für die Verjährung des Bezugs von abgabenrechtlichen Forde-
rungen eine Rolle, siehe unten, Rz. 62). 

1.c. Richterrecht 

10 Die Überlagerung der verschiedenen Rechtsgebiete und Erlasse führt zu vielen offenen 
Rechtsfragen, die im Rahmen von konkreten Fällen durch die Gerichte gelöst werden 
müssen. Aus diesen (eigentlich Einzelfall bezogenen) Urteilen bildet sich sog. Richter-
recht. Dies ist in unserer Rechtsordnung so vorgesehen (vgl. u.a. Art. 1 Abs. 2 ZGB).  

11 Trotzdem steht Richterrecht in einem Spannungsverhältnis zum sog. Legalitätsprin-
zip, d.h. dem Grundsatz, dass das (vom Gesetzgeber in einem politischen Prozess 
verabschiedete) Gesetz die primäre Rechtsquelle darstellen soll und dass staatliche 
Eingriffe einer gesetzlichen Grundlage bedürfen; gerade im Strafrecht und im Abga-
berecht werden grundsätzlich besonders hohe Ansprüche an das Legalitätsprinzip ge-
stellt.  

                                                
2  SR 0.101. 
3  SR 101. 
4  SR 311.0. 
5  SR 313.0 
6  SR 312.0. 
7  Vgl. die Aufzählung in Art. 8 BAZG-VG. 
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12 Für die Rechtsunterworfenen ist es zudem schwierig, die durch das Richterrecht ge-
bildeten Rechtsregeln zu kennen, den sie werden – naturgemäss – nicht in den Ge-
setzessammlungen publiziert. Auch dies ist unter dem Legalitätsprinzip problematisch: 
das Bundesgericht verlangt bspw., dass «das Gesetz muss so präzise formuliert sein, 
dass der Bürger sein Verhalten danach einrichten und die Folgen eines bestimmten 
Verhaltens mit einem den Umständen entsprechenden Grad an Gewissheit erkennen 
kann» (BGE 109 Ia. E. 4.b). Weil das Richterecht nicht in den Gesetzessammlungen 
publiziert wird, ist es für die Rechtsunterworfenen schwierig, ihr Verhalten danach ein-
zurichten und vor allem die Folgen ihres Verhaltens zu erkennen.  

1.d. Zusammenfassung 

13 In den letzten Jahren und Monaten sind verschiedene Urteile des Bundesgerichts und 
des Bundesverwaltungsgerichts ergangen, die zu einer grundsätzlichen Neubeurtei-
lung der hier zu behandelnden Fragestellungen führen.  

14 Mit Blick auf das Legalitätsprinzip, resp. die Rechtssicherheit ist es wichtig, dass der 
Gesetzgeber im Rahmen des BAZG-VG Entscheidungen trifft und die durch die Ge-
richte aufgedeckten Regelungslücken durch explizite gesetzliche Regelungen, die in 
der publizierten Gesetzessammlung nachgelesen werden können, ausfüllt.  

2. Persönlicher Vorbehalt 

15 Die in diesem Dokument abgegebenen Empfehlungen stellen aus meiner Sicht nicht 
die gewünschte und schon gar nicht eine optimale Lösung dar. Sie bilden aber einen – 
unter grossem Zeitdruck erarbeiteten, möglichen Kompromiss ab, der die vertrackte 
Ausgangslage, die sich aufgrund der sich überlagernden Rechtsgebiete und Erlassen 
(vgl. oben Rz. 4 ff.) ergibt, akzeptiert und die berechtigten Interessen ihrer Behörden 
einerseits und der Rechtsunterworfenen andererseits bestmöglich abbildet.  

16 Dementsprechend erheben die nachfolgenden Empfehlungen nicht den Anspruch 
«einfach» zu sein; sie streben einzig das Ziel an, auf Gesetzesstufe Klarheit zu schaf-
fen und damit die Rechtssicherheit zu verbessern.  

17 Eine Vereinfachung, d.h. eine echte und tiefgreifende Verbesserung der Rechtslage, 
kann nur erreicht werden, wenn das Abgabenstrafrecht und das Abgabennachforde-
rungsrecht des Bundes grundsätzlich neu gedacht und voneinander entflochten wür-
den.  

18 Dafür wäre die Einführung des BAZG-VG allenfalls ein guter Ausgangspunkt gewesen, 
im aktuellen Verfahrensstand dieses Projekts erscheint eine grundsätzliche Reform je-
doch nicht mehr realistisch zu sein. Daher verzichte ich hier darauf, Vorschläge für 
eine grundsätzliche Anpassungen des Systems einzubringen. Ich möchte einzig da-
rauf hinweisen, dass dieses massive wirtschaftliche Belastungen gegenüber von nicht 
deliktisch tätigen Personen auslösen kann, die für das schweizerische Rechtssystem 
einzigartig sind (ein Beispiel findet sich in der Fussnote 14). 

19 Der Vollständigkeit halber gestatte ich mir auch die Feststellung, dass ich mich im vor-
liegenden Dokument nicht zum BAZG-VG als gesamten Projekt äussere, sondern mich 
auf die Aspekte beschränke, die sich gestützt aus der an uns herangetragenen Anfrage 
(vgl. oben Rz. 1) ergeben. 

3. Opportunitätsprinzip (Art. 103 Abs. 4 MWSTG und Art. 196 BAZG-VG) 

3.a. Worum geht es? 

20 Im schweizerischen Abgabenstrafrecht sind die strafrechtlichen Bestimmungen sehr of-
fen formuliert. Dies führt dazu, dass grundsätzlich jede fehlerhafte Deklaration zu 
strafrechtlichen Sanktionen führen müsste. Da einerseits die abgaberechtlichen An-
forderungen an die steuerpflichtigen Personen – vor allem auch im Bereich der Mehr-
wertsteuer – eine hohe Komplexität aufweisen (und daher nicht einfach einzuhalten 
sind) und andererseits die Bussenandrohung empfindlich hoch liegen, würde es von 
den Rechtsunterworfenen nicht verstanden, wenn sie bei jeder behördlichen Korrektur 
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ihrer Abrechnung neben den Abgabenforderungen und den (hohen) Verzugszinsen 
auch noch eine Busse zu entrichten hätten.  

21 Dies würde vor allem auch dort zu stossenden Ergebnissen führen, wo steuerpflichtige 
Personen aufgrund von – menschlich nachvollziehbaren – Fehlern oder Nachlässigkei-
ten im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit in Strafverfahren involviert werden. Dies 
ist umso störender, als die Veranlagungsprinzipien der hier zur Diskussion stehenden 
Abgaben eine erhebliche Last der abgabenrechtlichen Qualifikation auf die Privaten 
auslagern und so u.a. eine schlanke Verwaltung ermöglichen. Es wäre deshalb dem 
schweizerischen Rechtsverständnis fremd, wenn der Staat Aufgaben (notabene un-
entgeltlich) an die Rechtsunterworfenen überträgt und diese dann bei jedem Fehler 
auch noch büsst.  

22 Auf der anderen Seite verursacht die Durchführung eines Strafverfahrens auf der Seite 
des Staates einen erheblichen Aufwand, namentlich auch hinsichtlich der personellen 
Ressourcen.  

23 Daher ist es – auch aus rechtstaatlicher Sicht – sinnvoll, wenn Strafverfahren nur in 
besonderen Fällen durchgeführt werden.  

24 Dieses Gebot der Vernunft steht aber im Widerspruch zu anderen strafrechtlichen 
Grundsätzen, die u.a. staatlichen Organen eine Anzeigepflicht von erkannten strafba-
ren Handlungen auferlegen, und / oder die zwingend eine Durchführung einer Strafun-
tersuchung den Behörden bekannten strafrechtlich relevanten Sachverhalten verlan-
gen oder die den Abschluss eines Strafverfahrens durch ein Urteil oder eine Verfügung 
verlangen, was – auch bei Freisprüchen – einen erheblichen Begründungsaufwand ver-
ursacht.  

25 Zur Auflösung dieses Widerspruchs wird eine Rechtsnorm benötigt, die es sowohl den, 
untersuchenden oder den urteilenden Behörden ermöglicht, von einer Untersuchung 
oder eine Verurteilung abzusehen.  

26 Dieses sogenannte Opportunitätsprinzip ist im schweizerischen Strafrecht ein be-
kanntes Rechtsinstitut. Es wird bereits bisher in verschiedenen Erlassen mit unter-
schiedlich formulierten Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen statuiert, so 
zum Beispiel auch im Kernstrafrecht (Art. 52 StGB). Im Nebenstrafrecht enthält nahezu 
jeder Erlass eine eigenständige Formulierung des Opportunitätsprinzips, d.h. die Best-
immungen sind hinsichtlich ihrer Tatbestandsvoraussetzungen und Anwendungsberei-
che nicht auf einander abgestimmt. 

27 Im Zuge unserer Diskussionen haben wir festgestellt, dass es sinnvoll wäre, eine auf 
die Bedürfnisse des Mehrwertsteuer- und des Zollrechts abgestimmte Synthese der 
verschiedenen heute bereits existierenden Regelungen in den verschiedenen neben-
strafrechtlichen Erlassen zu schaffen, zumal diese teilweise durch das BAZG-VG auf-
gehoben werden sollen.  

3.b. Empfehlungen 

3.b.i. Neuer Wortlaut von Art. 103 Abs. 4 MWSTG 

4 Von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an ein Gericht oder einer Bestrafung kann abgesehen 

werden 

a.  in leichten Fällen; 

b. bei Vorliegen besonderer Umstände, namentlich bei beruflichem Handeln ohne Eigeninteresse; oder 

c. sofern Schuld oder Tatfolgen geringfügig sind.  

In Fällen, in denen eine Meldung oder eine Anzeige gemacht wurde, wird eine Nichtanhandnahme- oder 

Einstellungsverfügung erlassen. 

3.b.ii. Neuer Wortlaut von Art. 196 BAZG-VG 

1 Von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an ein Gericht oder einer Bestrafung kann abgesehen 

werden 

a.  in leichten Fällen; 

b. bei Vorliegen besonderer Umstände, namentlich bei beruflichem Handeln ohne Eigeninteresse; oder 

c. sofern Schuld oder Tatfolgen geringfügig sind.  
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2 In Fällen, in denen eine Meldung oder Anzeige gemacht wurde, wird eine Nichtanhandnahme- oder 

Einstellungsverfügung erlassen. 

3.c. Erläuterung 

3.c.i. Grundsatz 

28 Die Bestimmung verfolgt den Zweck, den Strafbehörden eine Rechtsgrundlage zu 
schaffen, um in jedem Verfahrensstadium auf die Durch-, resp. Weiterführung eines 
Strafverfahrens verzichten zu können, sofern offensichtlich kein rechtsstaatliches 
Interesse dafür besteht. Dies schützt die Strafbehörden vor Überlastung und ermög-
licht es ihnen, ihre Ressourcen primär auf die bedeutenden Fälle zu konzentrieren, statt 
sich mit Bagatellfällen abzugeben.  

29 Auf der anderen Seite schafft die Norm Rechtssicherheit, indem die betroffenen Perso-
nen davon ausgehen können, dass ihre abgabenrechtlichen «Verfehlungen» nicht auch 
noch strafrechtliche Konsequenzen mit sich bringen werden. Die im Gesetzeswortlaut 
erwähnten Nichtanhandnahme- resp. Einstellungsverfügungen dienen diesem Zweck. 

3.c.ii. Bedarf für zwei gleichlautende Rechtsnormen 

30 Art. 103 Abs. 4 MWSTG betrifft die Mehrwertsteuer und damit auch die Inland- und 
Bezugsteuer, welche ausschliesslich durch die ESTV erhoben und strafrechtlich ver-
folgt wird; auf diese beiden Erhebungsformen des Mehrwertsteuerrechts ist das BAZG-
VG nicht anwendbar und ein Gesetzesverweis würde daher auch keinen Sinn ergeben. 

31 Art. 103 Abs. 4 MWSTG wirkt aber auch auf die Einfuhrsteuer, welche sowohl in Bezug 
auf die Abgabenerhebung als auch auf die Strafverfolgung in den Zuständigkeitsbe-
reich des BAZG fällt. Weil die Bestimmungen des Mehrwertsteuerstrafrechts gestützt 
auf Art. 103 Abs. 5 MWSTG die übrigen Strafbestimmungen «übersteuern», wenn in 
einem Straffall auch die Einfuhrsteuer zu beurteilen ist, macht es aus Sicht des BAZG 
als rechtsanwende Behörde Sinn, wenn seine Mitarbeitenden in allen Fällen (auch in 
solchen, in denen keine Mehrwertsteuerfragen zur Anwendung kommen) das Opportu-
nitätsprinzip nach den gleichen Regeln anwenden können. Deshalb wird vorgeschla-
gen, auch den Wortlaut von Art 196 BAZG-VG anzupassen.  

3.c.iii. Inhalt der Bestimmung  

32 Zunächst wird klargestellt, dass das Opportunitätsprinzip nicht nur bei der Einleitung 
einer Strafverfolgung, sondern auch auf jeder nachfolgenden Verfahrensstufe, 
d.h. sogar auch von urteilenden Behörden oder Gerichten, angewendet werden darf. 
Dieser Grundsatz ist nicht neu, sondern nimmt die Formulierung von Art. 52 StGB auf.  

33 Der empfohlene Gesetzestext basiert darauf, klarzustellen, dass das Opportunitätsprin-
zip von den Behörden breit angewendet werden kann. Dementsprechend werden drei 
alternative Tatbestandsvoraussetzungen genannt, die ihrerseits auf bisherigen Formu-
lierungen in anderen Erlassen basieren:  

33.1 Der leichte Fall (vgl. bspw. Art. 38 Abs. 2 AStG [SR 641.15]) zielt vor allem auf objektiv 
geringfügige Verfehlungen («Bagatellfälle») ab, die nicht strafwürdig sind. 

33.2 Bei den besonderen Umständen wird primär an die besonderen persönlichen Verhält-
nisse der Täterschaft gedacht; es geht hier namentlich auch darum, die sogenannte 
«Deklarantenstrafpraxis» zu ermöglichen, wie dies vom ausdrücklich in der Motion de 
Courten (17.3376) gefordert wird. 

33.3 Die Formulierung «geringfügige Schuld oder Tatfolgen» nimmt die beiden in Art. 52 
StGB gennannten Tatbestandsmerkmale auf, allerdings alternativ und nicht kumulativ. 
Dies soll sicherstellen, dass die beiden hier für das Abgabestrafrecht geschaffenen 
Spezialnormen bei der Anwendung des Opportunitätsprinzips auch diese Tatbestands-
voraussetzung berücksichtigen können.  
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4. Eintritt der Verfolgungsverjährung im Mehrwertsteuerstrafrecht (Art. 105 Abs. 2 
MWSTG) 

4.a. Worum geht es? 

34 Für das Verständnis erscheint es wichtig, kurz (und damit zugegebenermassen etwas 
verkürzt) den Verfahrensablauf in einem Verwaltungsstrafverfahren festzuhalten:  

34.1 Behörde:  Eröffnung Strafuntersuchung (Art. 104 Abs. 4 MWSTG) 
34.2 Behörde:  Schlussprotokoll (Art. 61 Abs. 1 VStrR) 
34.3 Beschuldigte  

Person:  Stellungnahme und allenfalls Antrag auf Ergänzung der Untersuchung 
   (Art. 61 Abs. 2 VStrR) 

34.4 Behörde:  Strafbescheid (Art. 62 Abs. 1 VStrR; sehr rudimentärer Inhalt,  
   vgl. Art. 64 VStrR) oder Einstellung 

34.5 Beschuldigte  
Person:  Einsprache (Art. 67 VStrR) 

34.6 Behörde:  Strafverfügung (Art. 70 VStrR) oder Einstellung 
34.7 Beschuldigte  

Person:  Begehren um gerichtliche Beurteilung (Art. 72 Abs. 1 VStrR) 
34.8 Gericht:  Urteil (allfällige Rechtsmittel gemäss StPO)  

35 In Bezug auf den sogenannten «Strafpunkt», d.h. die strafrechtliche Verurteilung, ent-
hält das geltende MWST-Recht eine abgestufte Regelung hinsichtlich der Verjäh-
rung:  

35.1 Die Einleitung eines Strafverfahrens ist solange möglich, als die Frist von Art. 105 Abs. 
1 MWSTG nicht abgelaufen ist (Einleitungsverjährung). 

35.2 Für die Durchführung der Strafuntersuchung stehen fünf Jahre zur Verfügung; bei 

Auslandabwesenheit der beschuldigten Person ruht diese Frist (Art. 105 Abs. 4 

MWSTG; Durchführungsverjährung) 

35.3 Sobald eine Strafverfügung oder ein erstinstanzliches Urteil ergangen ist, tritt keine 
Verfolgungsverjährung mehr ein (Art. 105 Abs. 2 MWSTG), d.h. während dem straf-
rechtlichen Rechtsmittelweg drohen keine Verjährungen.  

35.4 Bezüglich des Einzugs der gestützt auf einen/r rechtskräftige(n) Strafbescheid, Straf-

verfügung oder Urteil geschuldeten Bussen und Kosten tritt die Vollstreckungsver-

jährung nach fünf Jahren ein (Art. 106 MWSTG).  

4.b. Empfehlung 

36 Beibehaltung des heutigen Wortlauts (oder – mit anderen Worten – Verzicht auf die 
Einfügung des letzten Satzes der Gesetzesnovelle):  
2 Die Verfolgungsverjährung tritt nicht mehr ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist eine Strafverfü-

gung oder ein erstinstanzliches Urteil ergangen ist. 

4.c. Erläuterung 

37 Art. 105 Abs. 2 MWSTG regelt einen Teilaspekt der sogenannten Verfolgungsver-
jährung, d.h. die Befristung des Rechts, eine Strafuntersuchung einzuleiten und zu 
einer rechtskräftigen Verurteilung zu führen. Gemäss der Konzeption von Art. 105 
MWSTG setzt sich die Verfolgungsverjährung aus einer – von der Schwere des Delikts 
abhängigen Einleitungsverjährung (Art. 105 Abs. 1 MWSTG) – sowie einer Durch-
führungsverjährung (Art. 105 Abs. 4 MWSTG) von fünf Jahren zusammen. Sobald 
eine Strafverfügung oder erstinstanzliches Urteil ergangen ist, tritt die Verfolgungsver-
jährung nicht mehr ein oder mit anderen Worten: sobald die zuständige Strafbehörde 
eine Strafverfügung erlassen hat, wird die Verfolgungsverjährung «unverjährbar». 

38 Hinsichtlich des Strafpunkts ist m.E. keine Änderung von Art. 105 Abs. 2 MWSTG 
erforderlich: Sobald ein rechtskräftiger Strafbescheid vorliegt ist das Strafverfahren und 
damit die Strafverfolgung abgeschlossen. Ab Eintritt der Rechtskraft des Strafpunkts 
geht es nur noch um den Einzug der geschuldeten Bussen und Kosten; damit spielt die 
Verfolgungsverjährung, welche in Art. 105 Abs. 2 MWSTG geregelt wird, keine Rolle 
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mehr, denn für den Einzug der Bussen und Kosten findet die Vollstreckungsverjährung 
gemäss Art. 106 MWSTG Anwendung.8 

39 Im heutigen Recht hat der Eintritt der Verfolgungsverjährung nicht nur einen Einfluss 
auf den Strafpunkt, sondern auch auf die Abgabenforderung, soweit diese gestützt 
auf Art. 12 VStrR erhoben werden soll. Durch die unten (siehe sogleich Ziff. 5) emp-
fohlene Anpassung entfällt jedoch dieses Problem, mit deren Umsetzung würde die 
vom Bundesrat beantragte Anpassung von Art. 105 Abs. 2 MWSTG auch hinsichtlich 
der Nachforderung der Abgabenschuld nicht erforderlich. 

5. Verjährung der abgabenrechtlichen Forderungen (Art. 105 Abs. 3 MWSTG)  

5.a. Worum geht es? 

5.a.i. Abgaben- und nicht strafrechtliche Norm 

40 Art. 105 Abs. 3 MWSTG ist zwar unter den strafrechtlichen Bestimmungen des 
MWSTG eingeordnet, ihr Regelungsgehalt betrifft aber nicht das Strafrecht, sondern 
die (nachträgliche) Geltendmachung der Abgabenforderung durch den Fiskus.  

41 Anders als bei den direkten Steuern, wo die jeweiligen Abgabeerlasse Bestimmungen 
enthalten, die es dem Fiskus erlauben, sog. «Nachsteuern» zu erheben, wenn nach-
träglich festgestellt wird, dass eine Veranlagung zu tief ausgefallen ist, fehlen bei den 
hier zur Diskussion stehenden Abgabenerlassen des Bundes vergleichbare Rechtsnor-
men. Stattdessen übernimmt Art. 12 VStrR die Funktion, bei später festgestellten Män-
geln die geschuldeten Abgaben nachträglich noch zu erheben.  

42 Tatbestandsvoraussetzung, damit gestützt auf Art. 12 VStrR eine Abgabe erhoben wer-
den kann, ist das Vorliegen eines objektiven Straftatbestandes; die Abgabenforderung 
wird also nicht gestützt auf eine Abgabennorm nacherhoben, sondern gestützt auf den 
objektiven Tatbestand einer Strafnorm.  

43 Auch die Verjährungsfristen sind eigenständig. Sie fallen mit den strafrechtlichen Ver-
jährungsfristen zusammen.  

44 Diese beiden Bezüge zu den strafrechtlichen Bestimmungen führen dazu, dass die 
Norm meistens in der Nähe der strafrechtlichen Regelungen angesprochen wird. Dies 
ist aber eigentlich nicht sachgerecht, weil es sich – wie gesagt (Rz. 40– um eine Norm 
des Abgabenrechts (und nicht des Strafrechts) handelt.  

5.a.ii. Unterschiedliche Funktion der Abs. 2 und 3 von Art. 12 VStrR 

45 Bezüglich der letzten Aussage ist allerdings – eine weitere Komplizierung innerhalb des 
sehr komplexen Art. 12 VStrR – eine Relativierung vorzunehmen: Eine gestützt auf Art. 
12 Abs. 3 VStrR erhobene Forderung setzt eine Verurteilung wegen einer vorsätzlich 
begangen Straftat voraus.9 Sie hat somit einen ähnlichen Charakter wie eine (straf-
rechtlichen) Einziehung (siehe Art. 69 ff. StGB); daher wird dieser Anspruch des Fiskus 
meist im Rahmen des Strafurteils festgesetzt.  

46 Demgegenüber wird die Zahlungspflicht der in Art. 12 Abs. 2 VStrR bezeichneten Per-
sonen grundsätzlich in einem Abgabeerhebungsverfahren festgesetzt. Auch seine Tat-
bestandsvoraussetzungen sind wesentlich weniger streng: Es genügt, dass der objek-
tive Tatbestand einer Bundesverwaltungsstrafrechtsnorm erfüllt ist, jedoch ist weder 
ein Vorsatz (Element des subjektiven Tatbestands der Strafrechtsnorm), noch eine 
strafrechtliche Verurteilung erforderlich. Damit ist Art. 12 Abs. 2 VStrR bei nahezu je-
der fehlerhaften Deklaration anwendbar, was für die in Art. 12 Abs. 2 genannten 
Personen erhebliche finanzielle Folgen haben kann. 

                                                
8  Für die Vollstreckungsverjährung von Geld- und Freiheitsstrafen gilt Art. 99 StGB (vgl. OFK/MWST-Cla-

vadetscher/Bossart, MWSTG 106 N 3). 
9  Dies ist bei Art. 12 Abs. 2 VStrR anders: siehe sogleich Rz. 46. 
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47 Der Inhalt und auch die Zielsetzungen der Abs. 2 und 3 von Art. 12 VStrR unterschei-
den sich somit nicht nur hinsichtlich ihres Inhalts, sondern auch hinsichtlich ihrer rechts-
systematischen Einordnung; es macht daher Sinn, diese unterschiedlich zu behan-
deln.  

5.a.iii. Handlungsbedarf aufgrund von jüngeren Urteilen 

48 In den letzten neun Monaten sind verschiedene Gerichtsentscheide ergangen, die in 
Bezug auf Art. 12 VStrR neue Aspekte an den Tag gebracht haben.  

48.1 Das Bundesgericht hat unlängst entschieden10, dass Art. 12 VStrR einen von der Steu-
erforderung unabhängigen Anspruch begründet und dass damit die Behörden ein 
Wahlrecht haben, gestützt auf welche Norm sie eine Abgabenforderung geltend ma-
chen wollen.  

48.2 Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden11, dass der gestützt auf diese Norm 
erhobene Anspruch auf Abgabennachforderung unverjährbar sei, sobald eine Straf-
verfügung ergangen sei. Dies ist aus der Sicht der Rechtsunterworfenen insofern be-
sonders stossend, als die Strafverfügung von der gleichen Behörde ausgesprochen 
wird, welche auch über die Steuerforderung entscheidet.  

49 Wie oben (Rz. 10 ff.) ausgeführt, erscheint es aus Sicht des Legalitätsprinzips ange-
zeigt, dass sich der Gesetzgeber zu diesen Fragen äussert und eine entsprechende 
Regelung in das Gesetz aufnimmt. 

5.b. Empfehlung 

5.b.i. Streichung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG 

50 Um die Verständlichkeit des Gesetzes in systematischer12 und inhaltlicher13 Hinsicht zu 
verbessern, empfehle ich Art. 105 Abs. 3 MWSTG zu streichen und dessen Rege-
lungsgehalt in einen eigenständigen Artikel zu verschieben.  

5.b.ii. Neuer Art. 106a MWSTG («Verjährung der Forderung nach Artikel 12 VStrR»)  

51 Schaffung eines neuen Art. 106a MWSTG  

Art. 106a  Verjährung der Forderung nach Artikel 12 VStrR 

1 Unter Vorbehalt der Absätze 2 und 3 verjährt die Leistungs- und Rückleistungspflicht gemäss Artikel 

12 VStrR grundsätzlich nach Artikel 42 dieses Gesetzes.   
2 Falls ein Tatbestand der Artikel 96 Absatz 4, 97 Absatz 2 oder 99 oder nach den Artikeln 14–17 VStrR 

erfüllt ist, gilt hinsichtlich der Verjährung der Leistungs- und Rückleistungspflicht gegenüber den in Ar-

tikel 12 Abs. 2 VStrR bezeichneten Personen folgendes: 

a. Das Recht, eine Verfügung über die Leistungs- und Rückleistungspflicht zu eröffnen, verjährt wenn die 

Fristen von Artikel 105 Absatz 1 und 4 abgelaufen sind; Artikel 105 Absatz 2 ist nicht anwendbar.  

b. Das Recht eine Leistungs- und Rückleistungspflicht festzusetzen, verjährt in jedem Fall sieben Jahre 

nach der Eröffnung der Verfügung gemäss Buchstaben a. 
3 Die Leistungs- oder Rückleistungspflicht gemäss Artikel 12 Absatz 3 VStrR verjährt nach Artikel 105. 
4 Das Recht, eine rechtskräftig festgesetzte Leistungs- und Rückleistungspflicht zu beziehen, verjährt ge-

mäss Artikel 91 dieses Gesetzes. 

5.c. Erläuterung 

5.c.i. Aufbau 

52 Die Absätze 1 und 2 von Art. 106a MWSTG entsprechen funktional der heutigen Re-
gelung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG.  

53 Absätze 3 und 4 klären bisher der Auslegung überlassene Rechtsfragen.  

                                                
10  Urteil des Bundesgerichts 9C_716/2022 vom 15.12.2023, insbesondere E. 5.1 und 5.2 (vor allem E. 5.2.3) 

und 5.3. 
11  Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-610/2023 vom 19.04.2024, E. 6.11.7. 
12  Damit wird die Verjährung der Abgabenforderung (Art. 106a MWSTG) und die Verjährung des Strafpunkts 

(Art. 105 MWSTG) in zwei separaten Rechtsnormen behandelt, was die Gesetzestextsystematik besser 
abbildet und auch eine separate und sachgerechte Artikelüberschrift ermöglicht. 

13  Die Schaffung eines eigenständigen Artikels ermöglicht eine bessere Gliederung des Textes.  
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5.c.ii. Zielsetzung 

54 Aufgrund der offenen Rechtsfragen haben die Gerichte Richterrecht geschaffen, wel-
ches sich nicht aus dem Gesetzestext herauslesen lässt. Aus Gründen der Rechtssi-
cherheit und gemäss dem Legalitätsprinzip wird empfohlen, die von den Gerichten auf-
gedeckten Lücken im Gesetz zu klären.  

55 Hinsichtlich der Wertungsfragen, die bei der Formulierung der Empfehlungen ange-
wendet werden, beruht der Vorschlag auf folgenden Überlegungen:  

55.1 Gegenüber Personen, die wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat rechtskräftig 
verurteilt werden (d.h. die Täter und die Teilnehmer), soll die Abgabenforderung so-
lange geltend gemacht werden können, wie die Strafverfolgung möglich ist; weil die 
Strafverfolgung unter Umständen (Art. 105 Abs. 2 MWSTG) unverjährbar wird, gilt in 
diesen Fällen die Unverjährbarkeit auch für die Abgabenforderung. 

55.2 Gegenüber Personen, die – ausserhalb einer strafrechtlichen Verurteilung – gestützt 
auf Art. 12 Abs. 2 VStrR bloss für eine Abgabenforderung haften, erscheint die Un-
verjährbarkeit als eine unverhältnismässige Rechtsfolge. Hier soll einerseits die bereits 
bisher im Gesetz vorgesehene Unterscheidung nach der Schwere der Widerhandlung 
(Art. 105 Abs. 3 Bst. a und b MWSTG neu in Art. 106a Abs. 1 und 2 MWSTG) weiter-
geführt werden. Andererseits soll die Behörde spätestens im Zeitpunkt, in dem sie die 
Strafverfügung gegenüber den beschuldigten Personen erlässt, in der Lage sein, ge-
genüber den potentiellen leistungs- und rückleistungspflichtigen Personen die Höhe der 
Abgabeforderung zu verfügen. Damit der Rechtsmittelweg beförderlich durchgeführt 
wird, unterliegt dieser einer absoluten Verjährung von sieben Jahren. Im Ergebnis be-
deutet all dies, dass die Leistungs- und Rückleistungspflicht gemäss Art. 12 Abs. 2 
VStrR längstens nach sieben (Art. 105 Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 MWSTG) plus fünf Jahren 
(Art. 105 Abs. 4 MWSTG) plus sieben Jahren (Art. 106a Abs. 2 Bst. b [neu] MWSTG), 
d.h. nach 19 Jahren verjährt, wobei diese Frist bei einer Auslandabwesenheit der 
beschuldigten Person gemäss Art. 105 Abs. 4 MWSTG noch durch einen Friststill-
stand verlängert werden kann. Die Frist von 19 Jahre ist lang, aber zumindest endlich.  

55.3 Schliesslich soll die Bezugsverjährung einer rechtskräftig festgesetzten Nachforde-

rung ausdrücklich geregelt werden (Art. 106a Abs. 4 [neu] MWSTG).  

5.c.iii. Inhalt 

A. Grundsätzliches 

56 Die Gerichtspraxis hat jüngst entschieden, dass gestützt auf Art. 12 VStrR geltend ge-
machte Abgabeforderungen unverjährbar sein können. Dies stellt für die abgabenpflich-
tigen Personen eine sehr grosse Belastung dar.14 Dementsprechend wird empfohlen, 

                                                
14  Bevor auf die Unverjährbarkeit eingegangen wird, ist wichtig zu festzuhalten, dass Art. 12 Abs. 2 VStrR 

auch für unbescholtene Wirtschaftsbeteiligte, d.h. für Personen, die überhaupt nicht in die deliktischen 
Handlungen involviert waren, ein potentiell erhebliches wirtschaftliches Risiko darstellt. Diese Aussage soll 
durch ein Beispiel verdeutlicht werden:  
Im Rahmen einer Nachfolgeregelung sollen die Aktien der XY Beratungs AG übertragen werden. Unter 
den bisherigen Inhaber und Geschäftsführer wurde nur ein Teil der fakturierten Umsätze verbucht und 
mehrwertsteuerlich abgerechnet.  

 Bei den Abschätzungen der Risiken ist es für einen vernünftigen Übernehmer gestützt auf Art. 42 MWSTG 
klar, dass gegenüber der Gesellschaft betreffend der vorangehenden fünf Jahre nachträglich noch MWST-
Forderungen geltend gemacht werden könnten; dies wird er bei der Festsetzung des Aktienkaufpreises 
berücksichtigen. 
Aufgrund der Haftung der Gesellschaft aus Art. 12 Abs. 2 VStrR müssten jedoch im Rahmen von Nachfol-
geregelungen und Unternehmensübernahmen umfangreiche Abklärungen getroffen werden, ob in Steu-
erperioden, die nach Art. 42 MWSTG bereits verjährt sind, durch die früheren Unternehmensverantwortli-
chen möglicherweise Handlungen begangen wurden, die unter eine der in Art. 105 Abs. 3 Bst. b MWSTG 
genannten Strafbestimmungen fallen könnten; denn diese unterliegen einer anderen Verjährungsregel. 
Dieses Risiko ist den meisten Betroffenen nicht bewusst, weshalb solche Prüfungen in aller Regel nicht 
erfolgen.  
Solange die Strafuntersuchungsbehörden verdeckt ermitteln (und sich dabei auf Art. 104 Abs. 4 letzter 
Satzteil MWSTG berufen), ist die Strafuntersuchung und die damit drohende Verlängerung der Verjäh-
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dass der Gesetzgeber die Frage der Verjährung ausdrücklich im Gesetz regelt und so-
mit das aktuell geltende Richterrecht «übersteuert».  

B. Gegenüber Personen, die gestützt auf Art. 12 Abs. 3 VStrR zahlungspflichtig sind 

57 Wird die Empfehlung übernommen, kann eine (potentielle) Unverjährbarkeit der Abga-
beforderung nur gegenüber denjenigen Personen eintreten, die gemäss Art. 12 Abs. 3 
VStrR zahlungspflichtig sind. Diese strenge Regelung macht Sinn, weil es sich bei den 
betroffenen Personen um solche handelt, die vorsätzlich eine Widerhandlung began-
gen oder daran teilgenommen haben und dafür (rechtskräftig) verurteilt wurden. Da die 
Regelung von Art. 12 Abs. 3 VStrR eine ähnliche Funktion wie eine Einziehung über-
nimmt (vgl. oben Rz. 45) erscheint die Unverjährbarkeit in diesem Bereich gerechtfer-
tigt, weil der Gesetzgeber in Art. 105 Abs. 3 MWSTG auch den Strafanspruch als (po-
tentiell) unverjährbar ausgestaltet hat.  

C. Gegenüber Personen, die gestützt auf Art. 12 Abs. 2 VStR zahlungspflichtig sind 

58 Sobald die Einfuhrsteuer betroffen ist, führt die vorgeschlagene Regelung dazu, dass 
immer Art. 106a Abs. 2 MWSTG Anwendung findet (vgl. dazu unten, Rz. 61); dies ergibt 
sich dadurch, dass alle Verstösse im Bereich der Einfuhrsteuer (soweit es sich nicht 
um blosse Verletzungen von Verfahrenspflichten handelt) gestützt auf Art. 96 Abs. 4 
Bst. a MWSTG sanktioniert werden und damit in den Anwendungsbereich von Art. 106a 
Abs. 2 MWSTG fallen.  

59 Im Bereich der Inland- und der Bezugsteuer ist vorab zu prüfen, ob Abs. 1 von 
Art. 106a MWSTG zur Anwendung kommt.  

60 Diesfalls verjährt die gestützt auf Art. 12 Abs. 2 VStrR erhobene Forderung gleichzeitig 
wie die Forderung gestützt auf das materielle Mehrwertsteuerrecht. Da Art. 42 Abs. 4 
MWSTG einen Verjährungsstillstand während der Durchführung eines Steuerstrafver-
fahrens vorsieht, wirkt dieser Fristenstillstand auch hinsichtlich der Forderungen ge-
stützt auf Art. 12 Abs. 2 VStrR; auf der anderen Seite findet die absolute Verjährung 
von Art. 42 Abs. 6 MWSTG auch auf eine gestützt auf Art. 12 Abs. 2 VStrR erhobene 
Forderung Anwendung. 

61 Sobald aber (im Anwendungsbereich der Inland-, der Bezug- und der Einfuhrsteuer) 
Art. 106a Abs. 2 MWSTG zur Anwendung kommt, hat die zuständige Verwaltung 
längstens sieben plus fünf Jahre Zeit,15 um die Abgabenverfügung gegen die nach 
Art. 12 Abs. 2 VStrR zahlungspflichtigen Personen zu erlassen. Wird die Abgabenver-
fügung innert dieser Frist eröffnet, greift eine – nicht unterbrechbare – absolute Ver-
jährung, d.h. der gesamte Rechtsmittelweg muss innerhalb von sieben Jahren 
rechtskräftig abgeschlossen werden.  

D. Bezugsverjährung 

62 Die Verjährung des Bezugs einer gestützt auf Art. 12 VStrR rechtskräftig veranlagten 
Abgabenforderung findet sich nicht im VStrR, sondern wurde vom Bundesgericht im 
Rahmen eine Rechtsöffnungsverfahrens mit einem Verweis auf Art. 137 Abs. 2 OR auf 
zehn Jahre festgesetzt (Urteil des Bundesgerichts 5A_152/2012 vom 19.12.2012, 
E. 4.4.3 und 4.6.2.2).  

63 Aufgrund der Tatsache, dass der Gesetzgeber im geltenden MWSTG die Lücke erkannt 
hat und die Bezugsverjährung in Art. 91 MWSTG explizit geregelt hat, erscheint es 

                                                
rungsfrist nicht einmal den beschuldigten Personen bekannt, so dass im vorliegenden Beispiel der poten-
tielle Übernehmer den Inhaber nicht einmal wirksam fragen könnte, ob die Frist von Art. 42 MWSTG auf-
grund des durchgeführten Strafverfahrens stillsteht (Art. 42 Abs. 4 MWSTG).  
Hätte die ESTV im vorliegenden Fall bspw. während drei Jahren verdeckt ermittelt und würde bspw. die 
Eröffnung des Strafverfahrens einen Monat nach dem Vollzug des Aktienkaufs mitgeteilt (Art. 104 Abs. 4 
MWSTG), wäre der Übernehmer mit Nachforderungen von zehn (drei plus sieben) Jahren gegenüber der 
Aktiengesellschaft konfrontiert.   
Nach der Eröffnung einer Strafverfügung gegenüber dem früheren Inhaber würde diese Forderung zudem 
gegenüber der Gesellschaft im geltenden Recht nicht mehr verjähren (vgl. oben Rz. 48.2).  

15  Befindet sich die beschuldigte Person im Ausland, steht diese Frist still.  

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_similar_documents&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&docid=aza%3A%2F%2F19-12-2012-5A_152-2012&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F19-12-2012-5A_152-2012&number_of_ranks=318
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sinnvoll, diese Regelung explizit auch auf Forderungen, die gestützt auf Art. 12 VStrR 
geltend gemacht werden, als anwendbar zu erklären (Absatz 4).  

6. Verjährung der abgabenrechtlichen Nachforderungen (Art. 41 BAZG-VG)  

6.a. Worum geht es? 

64 Das heute geltende Zollrecht zieht den Kreis der möglichen Abgabeschuldner sehr weit; 
aufgrund des Verweises in Art. 51 Abs. 1 MWSTG gilt dies auch für die Mehrwertsteuer. 

65 Mit dem BAZG-VG soll diese rechtsstaatlich problematische Regelung korrigiert wer-
den; dies ist erfreulich und wird von mir ausdrücklich begrüsst.  

66 Die Umsetzung dieses Ziels soll über die in Art. 41 BAZG-VG definierte Haftungs-
kaskade erreicht werden.  

67 Im Rahmen unserer Diskussionen haben wir festgestellt, dass die von uns diskutierte 
Neuregelung von Art. 106a MWSTG auch unter dem Aspekt des neuen Art. 41 BAZG-
VG beurteilt werden muss. Um zu einem rechtstaatlich praktikablen Resultat zu kom-
men, das die Interessen von Fiskus und Rechtsunterworfenen berücksichtigt, muss da-
her Art. 41 BAZG-VG umformuliert werden.  

68 Das BAZG-VG sieht zwei Anspruchsgrundlagen vor, um eine Abgabenschuld nachträg-
lich festzusetzen: Einerseits Art. 60 BAZG-VG, andererseits Art. 12 VStrR.  

69 Die Regelung von Art. 60 BAZG-VG enthält eine eigene Fristen- und Verjährungs-
regelung (Art. 60 und Art. 50 BAZG-VG). Die komplexen Regelungen von Art. 12 
VStrR wird in diesem Dokument ausführlich behandelt und es werden diesbezüglich 
Empfehlungen für eine Modifikation abgegeben. 

70 Für eine kongruente Rechtsanwendung bedeutet dies zweierlei:  
70.1 Einerseits sollte sichergestellt werden, dass damit, sobald einmal ein Verfahren einge-

leitet wurde, einheitliche Fristen laufen, unabhängig davon, auf welcher Anspruchs-
grundlage die Nachforderung geltend gemacht wird. 

70.2 Andererseits sollten die Regelungen, welche in Bezug auf die Fristen und die Verjäh-
rung bei Art. 12 Abs. 2 VStrR bei der Einfuhrsteuer gelten, auch für alle anderen Abga-
ben, die im gleichen Verfahren ebenfalls miterhoben werden, gelten.  

71 Dies setzt allerdings auch voraus, dass der Tatbestand von Art. 41 (und Art. 60, siehe 
unten Ziff. 7) BAZG-VG in grundsätzlicher Hinsicht umformuliert werden muss: damit 
Rechtssicherheit geschaffen werden kann, muss das BAZG im Rahmen von 
Art.  41 BAZG-VG die Abgabepflicht früh durch eine Verfügung «anmelden»; hingegen 
soll das BAZG den Bezug gestaffelt, d.h. in zwei Stufen, durchführen. Mit anderen Wor-
ten: es erscheint sinnvoll die Haftungskaskade zu einer Bezugskaskade umzuge-
stalten. 

6.b. Empfehlung 

72 Umformulierung von Art. 41 BAZG-VG 
1 Im Falle eines Nachforderungsverfahrens nach Artikel 60 des vorliegenden Gesetzes oder nach Artikel 

12 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 22. März 197416 über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) verfügt 

das BAZG die Abgabeschuld innerhalb der gesetzlichen Frist gegenüber allen Abgabenschuldnerinnen 

und -schuldnern beziehungsweise gegenüber allen leistungs- und rückleistungspflichtigen Personen 

(Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen).  
2 Das Recht, gestützt auf Artikel 12 Absatz 2 VStrR eine Nachforderungsverfügung zu erlassen, verjährt, 

falls die nachzufordernde Abgabenschuld auch die Mehrwertsteuer umfasst, gemäss Artikel 106a des 

Bundesgesetzes vom 12. Juni 2009 über die Mehrwertsteuer (MWSTG), anderenfalls gemäss Artikel 12 

Absatz 4 VStrR. 
3 Das Recht die Nachforderung festzusetzen, verjährt in jedem Fall sieben Jahre nach Eröffnung der Nach-

forderungsverfügung.  
4 Die verschiedenen Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen haften untereinander solidarisch. Der 

Rückgriff unter ihnen richtet sich nach dem Obligationenrecht17.  Der Bezug der Nachforderung richtet 

sich nach Absatz 5. 

                                                
16  SR 313.0. 
17  SR 220. 
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5 Das BAZG macht sowohl eine allfällige Sicherstellung der Nachforderungsschuld als auch den Bezug 

der rechtskräftig festgesetzten Nachforderungsschuld vorerst bei den Warenverantwortlichen geltend. Erst 

wenn die Nachforderungsschuld nicht genügend sichergestellt wird oder die festgesetzte Nachforderungs-

schuld durch die Warenverantwortlichen nicht getilgt werden kann, darf es die Sicherstellung oder die 

Entrichtung der Nachforderungsschuld von den übrigen Nachforderungsschuldner und -schuldnerinnen 

einfordern.  
6 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den Warenverantwortlichen 

geltend zu machen, verjährt in jedem Fall innert fünf Jahren nachdem die entsprechende Nachforderungs-

schuld rechtskräftig geworden ist.  
7 Das Recht eine rechtskräftig festgesetzte Nachforderungsschuld gegenüber den übrigen Nachforderungs-

schuldner und -schuldnerinnen geltend zu machen, verjährt in jedem Fall fünf Jahr nach Ablauf des Jahres 

in welchem die Uneinbringlichkeit bei den Warenverantwortlichen feststeht. 

6.c. Erläuterung 

6.c.i. Problembeschreibung  

73 Die Zielsetzung, primär die Warenverantwortlichen für die Abgabeschuld einstehen zu 
lassen, ist rechtsstaatlich vernünftig. Allerdings erscheint es sinnvoller, dieses Ziel auf 
der Ebene des Bezugs (statt wie im Vorschlag des Bundesrats auf der Ebene einer 
gestaffelten Erhebung) umzusetzen. Dafür sprechen drei Gründe: 

73.1 Eine (Mit)Haftung ist ein wirtschaftliches Risiko. Eine potentielle Haftung, die bekannt 
ist, wird in der Bilanz der betroffenen Person zurückgestellt. Eine Haftung, die nach 
Jahrzehnten «aus heiterem Himmel» geltend gemacht wird, kann die Existenz eines 
Unternehmens gefährden (bspw. weil die Liquidität fehlt, weil wenige Monate vor der 
Mitteilung des Haftungsanspruchs eine grosse Investition getätigt wurde). 

73.2 Wird die (Mit)Haftung gleichzeitig bekanntgegeben, wie der Anspruch gegenüber pri-
mär für die Abgabenschuld haftenden Person, ist es (sofern gewünscht) der Verwal-
tung, den rechtsunterworfenen Personen und den Gerichten möglich, die verschiede-
nen Verfahren gemeinsam, parallel oder vereinigt zu führen; dies spart auf allen Seiten 
Ressourcen.  

73.3 Ist seit der Handlung, welche die Abgabenschuld ausgelöst hat, bereits eine sehr lange 
Zeit verstrichen, ist es praktisch kaum mehr möglich, ein (faires) Verfahren über das 
Bestehen eines Rechtsanspruchs zu führen. Dies u.a. weil die Beweismittel nicht mehr 
verfügbar sind, die Sachverhaltskenntnisse nicht mehr bestehen und sich – möglicher-
weise – auch das anwendbare Recht geändert hat.18 Demgegenüber löst die späte 
Durchführung eines Bezugsverfahrens über einen rechtskräftig festgesetzten Anspruch 
rechtstaatlich deutlich weniger Bedenken aus.  

6.c.ii. Zielsetzung 

74 Die Behörde muss innerhalb der durch Art. 12 VStrR, resp. Art. 106a [neu] MWSTG 
vorgezeichneten Frist gegenüber allen als Haftende in Frage kommenden Personen 
die Abgabeschuld in Form einer Verfügung geltend machen.  

75 Damit ist das Haftungsrisiko allen betroffenen Personen bekannt und sie können sich 
– vergleichsweise – zeitnah und – falls gewünscht – gemeinsam gegen diesen Haf-
tungsanspruch zur Wehr setzen.  

76 Für die Durchführung der Rechtsmittelverfahren (verwaltungsintern, Bundesverwal-
tungsgericht, Bundesgericht) soll eine Frist von insgesamt sieben Jahre zur Verfügung 
stehen; eine Unterbrechung ist nicht vorgesehen, es handelt sich um eine absolute 
Verjährungsfrist.  

77 Nach Rechtskraft der Abgabenschuld macht die Behörde die Forderung zunächst ge-
genüber den Warenverantwortlichen geltend; für die Durchführung des Bezugsverfah-
rens steht ihr eine fünfjährige Frist zur Verfügung. Falls der Bezug nicht gelingt, kann 

                                                
18  Selbstverständlich wäre auch in diesen Fällen noch das alte (und nicht das neue) Recht anwendbar; der 

Rechtsalltag zeigt, dass es für alle Beteiligten sehr aufwendig ist, sich in alte Rechtsregeln zu vertiefen 
und diese sachgerecht anzuwenden. Dazu kommt, dass sich das geltende Recht aufgrund von Praxisan-
passungen und Gerichtsurteilen auch ohne formelle Gesetzesanpassungen ändern kann.  
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die Behörde die Abgabeschuld bei allen anderen mithaftenden Personen beziehen. Da-
für stehen ihr ebenfalls fünf Jahre zur Verfügung.  

78 Parallel dazu kann das BAZG die Sicherstellung der (provisorischen) Nachforderungs-
schuld verlangen, auch diesbezüglich gilt eine Haftungskaskade.  

6.c.iii. Aufbau  

79 Die Bestimmung regelt die Haftung im Falle eines Nachforderungsverfahrens, wobei 
sich dieses auf zwei unterschiedliche Anspruchsgrundlagen (Art. 60 BAZG-VG und Art. 
12 VStrR) stützen kann. Mit Ausnahme von Absatz 2 betreffen die sieben Absätze der 
Empfehlungen beide Anspruchsgrundlagen.  

80 Absatz 2 betrifft nur die Nachforderungsverfügung gestützt auf Artikel 12 Abs. 2 VStrR.  

6.c.iv. Inhalt 

81 In Absatz 1 wird zunächst der Grundsatz beschrieben, dass gegenüber allen (potenti-
ell) haftenden Personen eine Verfügung erlassen werden muss. Gegenüber dem Ent-
wurf des Bundesrats stellt dies in zweifacher Hinsicht eine Änderung dar: Einerseits 
wird festgelegt, dass die «Geltendmachung» in der Form einer Verfügung zu erfolgen 
hat, anderseits müssen sämtliche (potentiellen) Nachforderungsschuldner und -schuld-
nerinnen ins Recht gezogen werden; dies muss nicht zwingend in der Form einer ein-
zigen Verfügung erfolgen, sondern kann auch durch Einzelverfügungen geschehen.    

82 Stützt sich die Nachforderungsverfügung auf Art. 60 BAZG-VG, beträgt die Frist ge-
mäss diesem Artikel ein Jahr; dies ergibt sich aus Art. 60 BAZG-VG. 

83 Bildet aber Art. 12 VStrR die Anspruchsgrundlage der Verfügung, muss die Frist ge-
nauer spezifiziert werden. Dies erfolgt in Absatz 2; falls die Abgabenschuld auch die 
Mehrwertsteuer umfasst, wird die Frist gemäss Art. 106a MWSTG berechnet (siehe 
oben, Rz. 51), anderenfalls gemäss Art. 12 Abs. 4 VStrR. 

84 Absatz 3 beschränkt die Dauer der Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der Nachforde-
rungsverfügung, indem eine siebenjährige absolute, d.h. nicht unterbrechbare, Frist ge-
setzt wird.  

85 Absatz 4 regelt die Haftung unter den verschiedenen Abgabenschuldnern und das Re-
gressrecht. Primär sind die Warenverantwortlichen Schuldner der Abgabe, diese haften 
untereinander solidarisch und haben daher untereinander ein Regressrecht. Erst wenn 
der Fiskus die geschuldeten Abgaben nicht von den Warenverantwortlichen beziehen 
kann, darf er sich an die anderen Abgabenschuldnern halten; zwischen diesen besteht 
wiederum eine Solidarschuld und ein Regressrecht. Selbstverständlich haben die mit-
haftenden Abgabenschuldner auch ein Regressrecht gegenüber den Warenverantwort-
lichen.  

86 In Absatz 5 wird die angesprochene Bezugskaskade geregelt. Dies gilt sowohl für die 
Sicherstellung einer (noch nicht rechtskräftig) festgelegten Nachforderung, wie auch für 
den eigentlichen Bezug eines rechtskräftig festgesetzten Nachforderungsbetrags.  

87 Absatz 6 schafft eine Bezugsverjährung für das Verfahren gegen die Warenverantwort-
lichen; diese ist weniger differenziert ausformuliert, als die Bezugsverjährung in Art. 91 
MWSTG. Diese Empfehlung beruht auf folgender Wertung: Die Bezugsverjährung kann 
bei der Anwendung von Art. 91 MWSTG aufgrund des Fristenstillstands sehr lange 
dauern, was dazu führt, dass die Mithaftung gegenüber den übrigen Abgabenschuldner 
erst sehr spät eingeleitet werden könnte, was für alle Beteiligten möglicherweise müh-
sam ist. Deshalb wird eine absolute – nicht unterbrechbare – Frist von fünf Jahren vor-
geschlagen. 

88 In Absatz 7 wird eine analoge Bezugsverjährung für die Vollstreckung gegenüber den 
mithaftenden Personen statuiert. Im Unterschied zu Absatz 6 wird hier nicht auf den 
genauen Tag, sondern auf das Kalenderjahr abgestellt. 
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7. Anpassung von Art. 60 BAZG-VG 

7.a. Worum geht es? 

89 Art. 60 BAZG-VG schafft dem BAZG die Möglichkeit, nachträglich auf eine bereits er-
lassene Veranlagungsverfügung zurückzukommen, ohne den Weg über Art. 12 VStrR 
beschreiten zu müssen.  

90 Aufgrund der Materialien ist es mir nicht klar, welche Fallkonstellation mit dieser Be-
stimmung eigentlich geregelt werden soll:  

90.1 Aufgrund der – neu – einjährigen Einsprachefrist von Art. 85 BAZG-VG wird die Veran-
lagungsverfügung inskünftig während einem Jahr nicht in Rechtskraft erwachsen. So-
lange aber die Rechtskraft nicht eingetreten ist, ist Art. 60 BAZG-VG funktional eigent-
lich nicht erforderlich: Gemäss dem Urteil 2C_596/2012 des Bundesgerichts vom 
19.03. 2013, E. 2.2., ist es zulässig, dass eine Behörde auf eine von ihr eröffnete Ver-
fügung während der laufenden Rechtsmittelfrist zurückkommen darf und diese in der 
Form einer neuen Verfügung («Rückkommensentscheid») widerrufen oder abändern 
kann. Somit ist die Bestimmung eigentlich nicht nötig. 

90.2 Theoretisch wäre es denkbar, dass eine abgabenpflichtige Person gegen die Veranla-
gungsverfügung Einsprache erhebt und dass darauf – vor Ablauf eines Jahres seit der 
Veranlagung – ein Einspracheentscheid ergeht. Auf diesem Weg würde vor Ablauf des 
in Art. 60 BAZG-VG angesprochenen Jahres Rechtskraft geschaffen. Dieser Fall kann 
aber auch nicht gemeint sein, weil hier das BAZG auf den Einspracheentscheid (und 
nicht auf die Veranlagungsverfügung) zurückkommen muss.  

91 Ungeachtet der vorstehend beschriebenen ungeklärten Funktion ist im Zuge der emp-
fohlenen Anpassung vor Art. 41 BAZG-VG aufgefallen, dass es bei Art. 60 BAZG-VG 
genügt, wenn das BAZG innert der Jahresfrist (schriftlich) eine entsprechende «Ab-
sicht» bekannt gibt. Bereits aus rechtsstaatlichen Überlegungen vermag dies nicht zu 
überzeugen. Verwaltungshandeln erfolgt grundsätzlich in der Form von Verfügungen; 
das Institut der «Absichtserklärung» ist im allgemeinen Verwaltungsrecht nicht erprobt 
und wird in der Rechtsanwendung zahlreiche Fragen aufwerfen.  

92 Deshalb macht es alleine aus rechtstaatlichen Überlegungen Sinn, dass die Fristwah-
rung gemäss Art. 60 BAZG-VG auch auf Weg einer Verfügung erfolgt.   

93 Zudem müsste die Empfehlung (oben, Rz. 71) zu Art. 41 Abs. 1 BAZG-VG umformuliert 
werden, wenn Art. 60 BAZG-VG nicht angepasst wird.  

7.b. Empfehlung 

94 Umformulierung von Art. 60 BAZG-VG 

Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen zurücker-

statteten Abgabebetrag zu hoch festgesetzt, so kann es den geschuldeten Betrag nachfordern, wenn es 

innerhalb eines Jahres nach der Eröffnung der ursprünglichen Veranlagungsverfügung eine entsprechende 

Nachforderungsverfügung eröffnet. 

8. Einheitliches MWST-Strafrecht (Art. 103 Abs. 1 MWSTG) 

8.a. Worum geht es? 

95 Im Rahmen der Reform 2008 war es dem Parlament ein grosses Anliegen, dass im 
ganzen Mehrwertsteuerstrafrecht bezüglich aller Erhebungsformen (d.h. Inland-
steuer und Bezugsteuer, welche unter der Verantwortung der ESTV erhoben werden, 
sowie Einfuhrsteuer, deren Erhebung beim BAZG liegt) die gleichen Regeln gelten 
sollen und dass das Mehrwertsteuergesetz – gegenüber dem zuvor allein geltenden 
VStrR – Leitlinien für ein modernisiertes Abgabenstrafrecht schaffen soll.  

96 Aus diesem Grund verursacht der neu eingefügte Verweis auf das BAZG-VG in Art. 103 
Abs. 1 MWSTG eine gewisse Rechtsunsicherheit, ob neu das BAZG-VG diese Leit-
funktion erhalten soll. Dies umso mehr, als in der Botschaft ausgeführt wird, dass dieser 
Verweis rein deklaratorischer Natur sei. Wäre dies tatsächlich das einzige Ziel, wäre 
die Einfügung nicht nötig.  

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=2C_596%2F2012&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F19-03-2013-2C_596-2012&number_of_ranks=34
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97 Auf der anderen Seite werden im neuen BAZG-VG Regeln und Instrumente (bspw. Art. 
193 ff. BAZG-VG) eingeführt, die im VStrR nicht bestehen. Es ist unbestritten, dass 
diese vom BAZG auch im Bereich der Einfuhrsteuer angewendet werden dürfen.  

8.b. Empfehlung 

98 Anpassung von Art. 103 Abs. 1 MWSTG:  
1 Auf die Strafverfolgung ist mit Ausnahme der Artikel 63 Absätze 1 und 2, 69 Absatz 2, 73 Absatz 1 

letzter Satz sowie 77 Absatz 4 das VStrR anwendbar. Bei der Einfuhrsteuer richtet sich das Verfahren 

zudem nach dem BAZG-VG, sofern dieses nicht von den Bestimmungen dieses Gesetzes abweicht. 

8.c. Erläuterung 

99 In Straffällen, die das Mehrwertsteuerrecht (mit)betreffen, soll hinsichtlich des Verwal-
tungsstrafrechts weiterhin das MWSTG das Leitgesetz bleiben. Der neu eingefügte 
Verweis soll klarstellen, dass die im BAZG-VG neu eingeführten Bestimmungen, die im 
heutigen MWSTG und im heutigen VStrR nicht enthalten sind, beispielsweise im Be-
reich der Zwangsmassnahmen, auch im Rahmen von Strafverfolgungen betreffend der 
Einfuhrsteuer angewendet werden dürfen.  
 

 
Ich hoffe, dass ich mit den vorstehenden Empfehlungen und Darlegungen Ihnen einerseits 
dienen kann und andererseits möglichst alle von Ihnen geäusserten Überlegungen darin inte-
griert habe. Auf jeden Fall möchte ich Ihnen bei dieser Gelegenheit noch einmal für den offe-
nen und instruktiven Austausch danken.  
 
Freundliche Grüsse 

Diego Clavadetscher 
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